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SCHRIFTLICHE ANFRAGE E-3873/08
von Giusto Catania (GUE/NGL), Roberto Musacchio (GUE/NGL), Vittorio Agnoletto (GUE/NGL), Luisa 
Morgantini (GUE/NGL) und Vincenzo Aita (GUE/NGL)
an die Kommission

Betrifft: Registrierung der nichtsesshaften Bevölkerung in Italien

Bei der Anhörung im Ausschuss für konstitutionelle Fragen des italienischen Parlaments am 25. Juni 
2008 erläuterte der italienische Innenminister Roberto Maroni die im Rahmen des „Sicherheitspakets“ 
der italienischen Regierung vorgesehene Initiative, die darauf abzielt, den Bewohnern der 
Nichtsesshaften-Lager, die größtenteils der Volksgruppe der Roma und Sinti angehören, – 
einschließlich den Minderjährigen unter ihnen – Fingerabdrücke abzunehmen, um ihre Profile zu 
erfassen und zu registrieren.

Der Minister erklärte, dass auf der Grundlage einer Ausnahmeregelung auch von Minderjährigen 
Fingerabdrücke genommen würden, um Erscheinungen wie der Bettelei entgegenzuwirken. Dabei 
gehe es nicht um eine Registrierung auf ethnischer Basis, sondern um eine Zählung,  womit  dafür 
gesorgt werden solle, dass Personen mit Bleiberecht unter menschenwürdigen Bedingungen leben 
könnten.  Die Zählung dürfte demnächst beginnen und stellt nun die zweite Maßnahme der Regierung 
dar, nachdem bereits die Präfekten von Mailand, Rom und Neapel zu Sonderkommissaren für den 
„Zigeunernotstand“ ernannt wurden.

Die Mehrheit der nichtsesshaften Bevölkerung besitzt die italienische Staatsbürgerschaft, andere 
wiederum sind Unionsbürger.

Teilt die Kommission nicht die Auffassung, dass diese Maßnahme einen Verstoß gegen den 
Grundsatz der Nichtdiskriminierung darstellen würde, da sie sich auf das Kriterium der Zugehörigkeit 
zu einer Volksgruppe gründet und damit gegen das (im Vertrag zur Gründung der Europäischen 
Union und in der Charta der Grundrechte) verankerte Recht auf Privatsphäre wie auch gegen die 
internationalen Bestimmungen zum Schutz von Minderjährigen verstößt?

Teilt die Kommission nicht die Auffassung, dass diese Maßnahme, mit der bestimmt werden soll, wer 
Bleiberecht hat und nicht abgeschoben werden darf, gegen den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit, 
wie er den Rechtsvorschriften und der Rechtsprechung des Gerichtshofs in Bezug auf das Recht der 
Bürger auf Mobilität entspricht, und gegen den „grundlegenden Status“ der Unionsbürgerschaft 
verstoßen würde?

In welcher Weise beabsichtigt die Kommission sich bei den italienischen Institutionen dafür 
einzusetzen, dass diese Situation geklärt wird?


